
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Estermann, Yvette (svp/udc, LU) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Marco
Ammann, Amando
Bernhard, Laurent
Bühlmann, Marc
Denz, Andrea
Frick, Karin
Gerber, Marlène
Gsteiger, Christian
Gökce, Melike
Heer, Elia
Heidelberger, Anja
Hirter, Hans
Hulliger, Caroline
Käppeli, Anita
Pasquier, Emilia
Schubiger, Maximilian
Ziehli, Karel

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco; Ammann, Amando; Bernhard, Laurent; Bühlmann, Marc; Denz,
Andrea; Frick, Karin; Gerber, Marlène; Gsteiger, Christian; Gökce, Melike; Heer, Elia;
Heidelberger, Anja; Hirter, Hans; Hulliger, Caroline; Käppeli, Anita; Pasquier, Emilia;
Schubiger, Maximilian; Ziehli, Karel 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: ,
2009 - 2020. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 18.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Politische Grundfragen

1Nationale Identität

4Rechtsordnung

4Bürgerrecht

5Grundrechte

6Institutionen und Volksrechte

6Regierungspolitik

9Parlamentsmandat

10Parlamentsorganisation

11Wahl- und Abstimmungsverfahren

12Wahlen

12Eidgenössische Wahlen

13Aussenpolitik
13Beziehungen zur EU

15Zwischenstaatliche Beziehungen

15Entwicklungspolitik

15Infrastruktur und Lebensraum
15Energie

15Energiepolitik

15Sozialpolitik
15Bevölkerung und Arbeit

16Löhne

16Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

16Epidemien

19Sozialversicherungen

19Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

20Krankenversicherung

20Soziale Gruppen

20Familienpolitik

20Bildung, Kultur und Medien
20Kultur, Sprache, Kirchen

20Kirchen und religionspolitische Fragen

21Parteien, Verbände und Interessengruppen
21Parteien

21Grosse Parteien

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
BAG Bundesamt für Gesundheit
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
SGG Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft
Büro-NR Büro des Nationalrates
EnG Energiegesetz
IAO Internationale Arbeitsorganisation
SIS Schengener Informationssystem
eu-LISA Europäische Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen

im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
OFSP Office fédéral de la santé publique
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
SSUP Société suisse d'utilité publique
Bureau-CN Bureau du Conseil national
LEne Loi sur l'énergie
BIT Bureau International du Travail
SIS Système d'information Schengen
eu-LISA Agence européenne pour la gestion opérationnelle des systèmes

d'information à grande échelle au sein de l'espace de liberté, de sécurité
et de justice

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Relativ knapp, mit 93 zu 83 Stimmen, lehnte der Nationalrat eine Motion Estermann
(svp, LU) ab, die ihn gezwungen hätte, jeweils zur Sessionseröffnung die Nationalhymne
zu singen. Die erst seit einigen Jahren eingebürgerte Motionärin hatte sich von diesem
patriotischen Akt eine Stärkung des nationalen Zusammengehörigkeitsgefühls
versprochen. Mit dieser Ablehnung war die Sache aber nicht erledigt. Gleichentags
reichte die Sozialdemokratin Marra (VD) eine Motion ein, welche die instrumentale
Darbietung der Nationalhymne zu Beginn einer neuen Legislaturperiode (nach der
Vereidigungszeremonie des neugewählten Parlaments) fordert. In der Wintersession
hiess der Nationalrat diesen Vorstoss diskussions- und oppositionslos gut. 1

MOTION
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER

Mit zwei in der Herbstsession 2010 eingereichten Motionen begann das politische
Engagement von Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) für die Abschaffung der
Zeitumstellung. Die Motionen verlangten vom Bundesrat zum einen die Abschaffung der
Sommerzeit mittels der Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674) und zum
anderen, dass dieser sich «international dafür einzusetzen» habe, «dass die
Sommerzeit abgeschafft wird» (Mo. 10.3675).

Estermann argumentierte, durch die Zeitumstellung entstünden nicht nur
wirtschaftliche Kosten, auch die Umwelt profitiere nicht in erhofftem Masse von der
Umstellung, weil dadurch wider Erwarten gar keine Energie eingespart werde. Für
Firmen mit Schichtbetrieb, den öffentlichen Verkehr oder die Informatik sei die
Umstellung ferner eine unnötige Belastung. Nicht zuletzt seien medizinische Bedenken
anzubringen: Die innere Uhr des Menschen werde durch den ständigen Wechsel von
der Sommer- zur Winterzeit und umgekehrt aus der Balance gebracht, was zu Stress,
Leistungseinbrüchen, Müdigkeit und schliesslich gar zu einem erhöhten
Herzinfarktrisiko führen könnte.
Der Bundesrat argumentierte in seiner Stellungnnahme, die Sommerzeit sei 1981 in der
Schweiz nicht eingeführt worden, «um Energie zu sparen, sondern um eine
Übereinstimmung der Zeitregelung unseres Landes mit derjenigen benachbarter Länder
erreichen zu können.» Der Zustand einer «Zeitinsel» von 1980 habe zu erheblichen
volkswirtschaftlichen Einbussen und «verkehrsorganisatorischen» Schwierigkeiten
gegenüber den Nachbarstaaten geführt. Ein erneuter Alleingang würde sich also nicht
lohnen und laut EU-Kommission habe in der EU «kein Mitgliedstaat [...] Absicht
geäussert, die Sommerzeit abzuschaffen oder die Bestimmungen der geltenden
Richtlinie zu ändern». Zudem gebe es keine internationale Kommission, an die man sich
wenden könnte, um eine Abschaffung der Sommerzeit zu diskutieren. Über die
gesundheitlichen Folgen der Zeitumstellung, so der Bundesrat weiter, gebe es sowohl
Studien, welche die zusätzliche Belastung für den menschlichen Körper hervorgehoben
haben, als auch solche, welche positive Effekte des Vor- oder Zurückstellens der Uhren
hervorhoben. Aus diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motionen. 2

MOTION
DATUM: 03.11.2010
CHRISTIAN GSTEIGER

Im Oktober 2012 präsentierte Bundesrätin Simonetta Sommaruga im Nationalrat die
Stellungnahme des Bundesrates zu den beiden Motionen Yvette Estermanns (svp, LU)
und empfahl damit dem Parlament die Ablehnung der Anliegen zur Abschaffung der
Sommerzeit. Als Erstrat stimmte der Nationalrat mit 145 zu 23 Stimmen gegen eine
Streichung von Artikel 2 des Zeitgesetzes (Mo. 10.3674). Etwas mehr Stimmen, aber
immer noch deutlich zu wenig, gab es für Estermanns zweites Anliegen (Mo. 10.3675),
wonach sich die Schweiz international für die Abschaffung der Sommerzeit einzusetzen
gehabt hätte: Mit 135 zu 35 Stimmen folgte auch hier der Nationalrat der Empfehlung
des Bundesrates und lehnte die Motion ab. 3

MOTION
DATUM: 10.09.2012
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Unterstützung zum Thema Schweizer Fahne fand eine Motion Estermann (svp, LU), die
eine dauerhafte Beflaggung des Bundeshauses verlangt. Der Charakter des
Bundeshauses – das von einigen Touristen für eine Kirche gehalten werde – als Sitz der
Volksvertretung solle so verdeutlicht werden. Bisher wurde die Schweizer Fahne
lediglich anlässlich der Sessionen gehisst. Der Bundesrat empfahl die Motion zur
Annahme und sprach sich für eine Abstufung aus: eine dauerhafte Beflaggung der
beiden südlichen Kuppeln und wie bis anhin das Hissen der Schweizerfahne über dem
Haupteingang während der Sessionen. Der Nationalrat überwies den Vorstoss
stillschweigend an den Ständerat, der darüber 2014 noch nicht befand. Beflügelt durch
den Teilerfolg reichte Estermann eine Interpellation ein, um vom Bundesrat zu
erfahren, was er von einer Aufwertung der Staatssymbole halte, etwa durch die
Beflaggung von öffentlichen Gebäuden – insbesondere Schulen. Hier sah die Regierung
allerdings keinen Handlungsbedarf. 4

MOTION
DATUM: 13.06.2014
MARC BÜHLMANN

2014 wurde von der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) der
Wettbewerb um eine neue Nationalhymne eröffnet. Bis zur Ende Juni ablaufenden
Einreichefrist gingen mehr als 200 mehrheitlich deutsch- (129) und
französischsprachige (60) Vorschläge für einen neuen Schweizerpsalm ein. Auch zehn
rätoromanische und sieben italienische Texte fanden sich unter den Vorschlägen. Das
Wettbewerbsreglement verlangt, dass sich der Text in einer der vier Landessprachen an
der Präambel der Bundesverfassung orientiert sowie die Begriffe Freiheit, Solidarität
und Demokratie beinhaltet. Melodisch kann die Eingabe an den alten Psalm angelehnt
werden oder eine Neukomposition vorschlagen. Die Intention der SGG war laut dem
SGG-Präsidenten Jean-Daniel Gerber insbesondere, die Nationalhymne mit einem
weniger sperrigen und inhaltlich moderneren Text aufzufrischen. Eine Jury aus
Kulturschaffenden, Journalisten und Sportfunktionären aus allen Landesteilen wählte
bis Ende Jahr sieben Beiträge aus, die in der Folge in alle Landessprachen übersetzt
und von einem professionellen Chor intoniert werden sollen. Im Frühling 2015 sollen
vom Publikum drei Finalisten gekürt werden, von denen im Sommer 2015 der
Siegerbeitrag bestimmt werden soll. Das Ansinnen stiess allerdings vor allem auf
nationalkonservativer Seite auf Widerstand. Neben Protestvoten der AUNS und
zahlreichen Schmähbriefen an die Adresse der SGG wurde mit Peter Keller (svp, NW)
auch ein SVP-Bundesparlamentarier aktiv. Bereits 2013 hatte Keller eine Interpellation
eingereicht, mit der er den Bundesrat anfragte, wie dieser die Kritik am Schweizerpsalm
beurteile und was er zu tun gedenke, wenn ihm die SGG einen Vorschlag unterbreite.
Der Bundesrat wies in seiner Antwort darauf hin, dass die Nationalhymne seit ihrer
Einführung umstritten sei und das Vorgehen der SGG nicht zu beanstanden sei, da es
sich lediglich um einen Vorschlag handle. Keller erklärte sich nicht befriedigt und
reichte eine 2014 noch nicht behandelte Motion ein (Mo. 14.3336), mit der der
Bundesrat aufgefordert wird, der „dümmlichen Casting-Show“ Einhalt zu gebieten und
eine allfällige neue Hymne dem Parlament als referendumsfähigen Beschluss
vorzulegen. Die Exekutive empfahl die Motion zur Ablehnung und betonte, dass sie eine
neue Hymne nicht in eigener Kompetenz und ohne Konsultation der Räte beschliesse.
Ende Jahr doppelte Yvette Estermann (svp, LU), Fraktionskollegin von Keller, mit einer
Motion nach, mit welcher der Schweizerpsalm als Staatssymbol geschützt werden soll
(Mo. 14.4244). Die Landeshymne sei als wichtiges Symbol zu bewahren und dürfe nicht
nach Belieben verändert werden. Die Antwort des Bundesrates auf die Motion stand
Ende 2014 noch aus. Kurz vor dem 1. August veröffentlichte die Luzerner CVP-
Kantonalsektion ein Manifest, in welchem der Bundesrat zur Beibehaltung der
Landeshymne aufgerufen wird. Das Manifest wurde in der Folge von allen
Innerschweizer CVP-Sektionen unterstützt und in eine Resolution umgewandelt, in
welcher die Landesregierung aufgefordert wird, sämtliche Aktivitäten für eine neue
Hymne zu beenden. 5

MOTION
DATUM: 31.07.2014
MARC BÜHLMANN

In seiner Antwort auf die Motion Estermann (svp, LU; Mo. 14.4244), die als Reaktion auf
den von der SGG gestarteten Wettbewerb um eine neue Nationalhymne den Schutz der
bestehenden Nationalhymne verlangt, machte der Bundesrat deutlich, dass er dies für
übertrieben halte. Ein gesetzlicher Schutz sei auch deshalb nicht nötig, weil die aktuelle
Hymne sehr beliebt sei und eine Neuschöpfung nur schwerlich auf Akzeptanz stossen
würde. Eine Nationalhymne könne auch nicht einfach so verfügt, sondern müsse von
der Bevölkerung geschätzt werden. Dies zeige nicht zuletzt auch die Geschichte des
aktuellen Schweizerpsalms, der 1961 provisorisch anerkannt und erst 1981 offiziell zur
Landeshymne der Eidgenossenschaft erklärt worden sei. 6

MOTION
DATUM: 11.02.2015
MARC BÜHLMANN
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Nachdem die Motion Estermann (svp, LU) in der Sommersession 2014 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen worden war, hiess auch die kleine Kammer das Anliegen
ein gutes Jahr später ohne Diskussion gut. Das vorberatende Büro befand es als
sinnvoll, den besonderen Charakter des Bundeshauses hervorzuheben und unterstützte
auch die Idee des Bundesrates, die Beflaggung während und zwischen den Sessionen
unterschiedlich zu handhaben. Die Schweizer Fahne wird also künftig nicht nur
während der Sessionen über dem Haupteingang, sondern zusätzlich und dauerhaft auch
auf den beiden Südkuppeln gehisst. 7

MOTION
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Après la controverse provoquée cet été 2016 par la proposition de nouvel hymne
national par la SSUP et après que le Conseil national a refusé la motion Keller
demandant de soumettre toute modification de l'actuel cantique suisse au parlement
avec possibilité d'attaquer sa décision par voie référendaire (Mo. 14.3336), la chambre
basse débattait à nouveau sur cette thématique. La motion Estermann (svp, LU; Mo.
14.4244) - déposée en réaction au concours organisé par la SSUP pour créer un nouvel
hymne national - intitulée Il faut sauver le "Cantique suisse"! demande à ce que celui-
ci soit protégé par le biais d'une base légale. Le Conseil fédéral, dans sa réponse,
appelle les députés à rejeter la motion, arguant qu'au vu du soutien populaire dont
l'actuel hymne jouit, il ne sert à rien de le protéger avec une loi. De plus, le Conseil
fédéral, par la voix du conseiller fédéral Alain Berset a voulu rassurer l'assemblée en
garantissant le fait qu'au cas où un changement serait à l'ordre du jour, les
parlementaires seraient amenés à se prononcer. Une majorité du Conseil national s'est
rangée derrière l'avis du Conseil fédéral et rejette par 107 contre 80 et 4 abstentions
cette motion. 8

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KAREL ZIEHLI

Nach dem gescheiterten Vorstoss von Nationalrätin und Parteikollegin Yvette Estermann
(svp, LU; Mo. 08.3071) startete Andreas Glarner (svp, AG) Ende 2017 mit Einreichen einer
Motion einen erneuten Versuch, das Singen der Nationalhymne zu Sessionsbeginn zu
etablieren. Mit Verweis auf die besagte Motion Estermann sowie auf die erfolgreiche
Motion Marra (sp, VD; Mo. 09.3946), mit der die Nationalhymne bei der Eröffnung einer
neuen Legislaturperiode etabliert worden war, beantragte das Büro die Motion Glarner
zur Ablehnung. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der Sommersession 2018 nach
und versenkte das Anliegen mit 115 zu 64 Stimmen bei 2 Enthaltungen. 9

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARLÈNE GERBER

Mit der Motion «Schluss mit der Zeitumstellung!» forderte Nationalrätin Yvette
Estermann (svp, LU) den Bundesrat 2016, wie bereits in zwei ähnlichen Motionen von
2010, erneut dazu auf, «Artikel 2 des Zeitgesetzes ersatzlos zu streichen», damit
zukünftig auf die Sommerzeitumstellung verzichtet würde. Anders als 2010 fügte
Estermann diesmal keine gesundheitlichen Begründungen an, denn die seien
unterdessen «allgemein bekannt». Stattdessen betonte sie, dass 1981 der Bundesrat die
Zeitumstellung eingeführt habe, obwohl sich die Bevölkerung 1978 in einer
Volksabstimmung eigentlich dagegen ausgesprochen hatte. Die Schweiz sah sich damals
gezwungen nachzuziehen und sich dem umliegenden Europa anzupassen, wenn sie
keine «Zeitinsel» mehr bilden wollte. Nun hätte sich aber die Situation verändert,
meinte Estermann: Nicht nur in der Schweiz sei die Bevölkerung unzufrieden über die
Zeitumstellung, auch in zahlreichen europäischen Ländern diskutierte man darüber, die
Zeitumstellung wieder abzuschaffen, oder habe man sich bereits für eine dauerhafte
Beibehaltung der Sommer- respektive Winterzeit entschieden. Das Argument der
«Zeitinsel» sei nicht mehr stichhaltig.
Im Februar 2017 schilderte der Bundesrat in einer Stellungnahme, die Entscheidung von
1981 habe man aufgrund der wegen der nicht angepassten Zeitregelung entstandenen
wirtschaftlichen Nachteile gefällt, um «Zusatzkosten für die Schweizer Wirtschaft»
abzuwenden. Das Jahr 1980 nämlich, als die Schweiz ihre Zeit nicht den Nachbarländern
angepasst hatte, habe gezeigt, dass nicht nur wirtschaftliche, sondern auch
gesellschaftliche und kommunikative Nachteile entstanden seien. Nach der Einführung
der Zeitumstellung 1981 sei ferner kein Referendum ergriffen worden und für eine 1982
gestartete Volksinitiative sei die benötigte Anzahl Unterschriften nicht
zusammengekommen. Dass Estermanns Motionen von 2010 im Nationalrat gescheitert
waren, sah der Bundesrat als zusätzliche Begründung, die erneute Ablehnung der
Motion zu beantragen. Er behielt sich aber vor, «im Falle der Annahme der Motion im
Erstrat einen Abänderungsantrag im Zweitrat zu stellen», welcher vorsehen würde, die
Abschaffung der Zeitumstellung auf den Zeitpunkt festzulegen, «an dem die Mehrheit
der die Schweiz umgebenden Länder die Zeitumstellung abschafft». Dazu kam es

MOTION
DATUM: 14.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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allerdings nicht: Im Dezember 2018 wurde die Motion aufgrund Nichtbehandlung nach
zwei Jahren abgeschrieben. 10

Im April 2019 lancierte ein Komitee um Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) und
Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG) eine Volksinitiative «Ja zur Abschaffung der
Zeitumstellung». Dem Komitee angehörig war ebenfalls der Bauer Armin Capaul,
welcher zuvor mit seiner Hornkuh-Initiative Bekanntheit erlangt hatte.
Die nun eingereichte Initiative verlangte, dass in der Schweiz ganzjährig die
mitteleuropäische Zeit gelten und auf eine «Zeitumstellung von Winter- auf
Sommerzeit und umgekehrt» verzichtet werden soll. Bei einer Annahme der Initiative
würde somit per 1. Januar des Jahres nach der erfolgten Abstimmung dauerhaft die
Winterzeit beibehalten werden.
Als Begründung für ihr Anliegen fügte Estermann bei der Präsentation der Initiative an,
dass die Zeitumstellung beispielsweise für das menschliche Hormonsystem eine
Belastung darstelle. Sie bevorzuge es deshalb, von der «Normalzeit» und nicht von der
mit Dunkelheit assoziierten Winterzeit zu sprechen, wie das St. Galler Tagblatt
berichtete. Der Bergbauer Capaul hob unterdessen hervor, dass sich Bauern an der
Winterzeit und nicht an der Sommerzeit orientieren würden: Man könne nicht früher
heuen, wenn noch «Schatten oder Tau auf der Wiese» liege, weshalb die Sommerzeit
für die Landwirtschaft in der Praxis nicht funktioniere.
Im Oktober berichtete die Sonntagszeitung, dass die Unterschriftensammlung laut dem
Initiativkomitee «hervorragend» laufe und schon «Tausende Unterschriften»
zusammengekommen seien. Die Sammelfrist für die Initiative dauert bis zum 9. Oktober
2020, wird jedoch aufgrund des Corona-bedingten Fristenstillstands verlängert.

Bereits 2010 und 2016 hatte Estermann im Parlament Motionen zur Abschaffung der
Zeitumstellung eingereicht, doch waren diese damals mit der Begründung abgelehnt
worden, die Schweiz dürfe nicht zur Zeitinsel innerhalb Europas werden. Dieses
Argument könnte bald an Gültigkeit verlieren, denn zu Beginn des Jahres sprach sich
eine Mehrheit im EU-Parlament für eine Abschaffung der Zeitumstellung per 2021 aus –
allerdings müssen sich die EU-Staaten erst darüber einig werden, ob sich die Winter-
oder Sommerzeit durchsetzen soll. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.03.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.2017
KARIN FRICK
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Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 12

Grundrechte

Im August 2016 legte der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur Genehmigung
des 2014 von der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) verabschiedeten Protokolls
zum Übereinkommen Nr. 29 über die Zwangs- oder Pflichtarbeit vor. Das Protokoll
bringt das 1930 in Kraft getretene und von der Schweiz ratifizierte Übereinkommen Nr.
29 auf den neusten Stand und fordert Regierungen auf, Massnahmen zur Prävention von
Zwangsarbeit zu ergreifen, die Opfer zu schützen und ihnen Zugang zu Rechtsschutz-
und Rechtsbehelfsmechanismen zu gewähren. Da das Übereinkommen Nr. 29 als IAO-
Kernabkommen gilt und das Protokoll Bestandteil des Abkommens ist, gilt das Protokoll
ebenfalls als Kernabkommen. 
Der Nationalrat beriet in der Wintersession 2016 über die Genehmigung des Protokolls.
Seine APK war zuvor zum Schluss gekommen, dass durch eine Ratifizierung keine
Gesetzesanpassungen nötig würden und hatte der Vorlage danach mit 15 zu 8 Stimmen
bei einer Enthaltung zugestimmt. Bei der Debatte im Rat argumentierte die
Ratsminderheit um Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU), dass das Protokoll unnötig
sei, da die Schweiz schon alle gesetzlichen Bestimmungen, welche im Protokoll
gefordert werden, etabliert habe und eine Ratifizierung durch die Schweiz deshalb
nicht dazu beitrage, Menschen vor Zwangsarbeit zu schützen. Zudem werde die
Definition des Begriffs Zwangsarbeit zu stark ausgeweitet, was z.B. Auswirkungen auf
den Militär- und Zivildienst oder die Beschäftigung von Asylsuchenden haben könne.
Die Kommissionsmehrheit und Bundesrat Johann Schneider-Ammann hielten hingegen
fest, dass die Definition von Zwangsarbeit schon im Abkommen von 1930 festgelegt
worden sei, durch das Protokoll nicht ausgeweitet werde und keine der von der SVP
erwähnten Beispiele wie Militär- oder Zivildienst betreffe. Ausserdem sei die
Ratifizierung des Protokolls ein Akt internationaler Solidarität mit den weltweit immer
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noch fast 21 Millionen Opfern von Zwangsarbeit. In der Gesamtabstimmung gesellte sich
einzig FDP-Nationalrat Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) zu der geschlossen Nein
stimmenden SVP-Fraktion. So wurde der Bundesbeschluss mit 125 zu 67 Stimmen klar
angenommen.
Deutlich weniger Widerstand erfuhr die Vorlage im Ständerat, der dem
Bundesbeschluss in der Frühlingssession 2017 mit 33 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zustimmte. Bei den Schlussabstimmungen kam es zu keinen Überraschungen mehr,
womit das Protokoll mit 125 zu 70 Stimmen bei 2 Enthaltungen im Nationalrat und 38 zu
7 Stimmen im Ständerat genehmigt wurde. Als die Referendumsfrist ungenutzt
verstrichen war, ratifizierte der Bundesrat das Protokoll am 28. September 2017. 13

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewältigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklärung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewältigung der Krise habe beschneiden müssen, indem er
Persönlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschränkt habe –
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhältnismässigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen hätten zu vielen Härtefällen geführt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu führen, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschädigen können. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Lösungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehörige verloren haben und danke allen, die das Land stützten. 
Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie IIIa), die auf die Erklärung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrösse nach Stellung zur Krise.
Albert Rösti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Geräte hätten nur in ungenügender Menge zur
Verfügung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schäden wahr. Man müsse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schützen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown müsse vermieden
werden, der Bundesrat müsse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
aufrechterhalten. Die Wirtschaft müsse zudem mit tiefen Steuern, Gebühren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden. 
Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hätten. Es seien die Menschen mit den häufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phänomenaler Geschwindigkeit Hilfspläne ausgedacht und
umgesetzt hätten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
Bundesrat müsse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer könne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden könne. Der
wirtschaftliche Aufschwung müsse zudem mit dem Schutz der natürlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, könne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und müsse
sich als reiches Land solidarisch mit ärmeren Staaten zeigen. 
Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, TI) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen hätten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevölkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, gebühre
Dank. Der Bundesrat müsse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Lösungen; es brauche nun ein Projekt für das
ganze Land, um der grössten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) – ebenfalls Angehörige der Mitte-Fraktion – dankten dem Bundesrat
für das umsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Führung in
der Situation der Krisenbewältigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
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zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung übernehmen zu müssen. Das Parlament müsse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen».
Für die Fraktion der Grünen ergriffen Balthasar Glättli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen können. Glättli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstützen, sondern in einen Umbau hin zu einer grünen Wirtschaft zu
investieren. So könnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilität genutzt oder die Quartiersolidarität bewahrt werden. Ausserdem dürfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glättli sprach sich zudem für
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhältnismässigkeit von
Notverordnungen rasch überprüfbar machen. Porchet hob die Leistungen des
Gesundheitspersonals hervor und erklärte, die Grünen forderten mehr Unterstützung –
etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes. 
Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen für die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hätten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert kürzester Zeit ihr Leben umorganisiert hätten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stünden am wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb müsse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestärkt
und ihre globale Vernetzung verbessert würden. Man müsse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfür eine schnelle Rückkehr
zur Normalität brauche.
Für die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jürg Grossen (glp, BE) und François Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidarität, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei –
zusammen mit der nicht selbstverständlichen finanziellen Stabilität und tiefen
Staatsverschuldung – Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewältigung der Krise
dürften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschädliche Mobilität neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich müssten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen könne. 
Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beiträge kurz einging – sie
sprach von der selbstverständlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Föderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten –, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
und Vertretern der bürgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundespräsidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Pläne der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie überwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Köppel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstörerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» hätten; Yvette Estermann (svp, LU) fürchtete sich vor einem Impfzwang;
Thomas Aeschi (svp, ZG) befürchtete die Verlängerung des Notstands bis September;
Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
möglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritär behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, TI) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion – Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin stärker unter Covid-19 gelitten hätten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, TI) um die Situation der Restaurants. Für die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob für einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen würden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich für die Grenzmodalitäten für die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen für die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inländervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundespräsidentin ihre Erklärung dann auch im Ständerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion über die Erklärung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
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äusserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
übernehmen könne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die Illusion schaffe, dass der Staat für jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
möglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Würde zu ermöglichen».
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein dürfe und dafür Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
dürfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhält» dürfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) erinnerte daran, dass die ärmsten der
Gesellschaft nicht vernachlässigt werden dürften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidarität herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestärkt werden
müsse. Insbesondere die Pflegeberufe müssten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
Krise als handlungsfähig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefährden. Das «gigantische Hilfspaket»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man über die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen dafür, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte für die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden müssen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Ländern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewählt habe. Die Genfer Neo-Ständerätin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken – sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien – und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu dürfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hätte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
müssen, so wären, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschädigung geflossen». In den meisten
Ausführungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukämen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen für die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das müsse sich ändern. «Der Hals-über-Kopf-Abbruch der
Frühjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hätten 32 Mitglieder des
Ständerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmässigen
Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
bürgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Rückkehr zur Normalität anzustreben. 
Am Schluss nahm Bundespräsidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hätten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewählt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts überstürzen, um eine
zweite Welle zu verhindern. Mit den Öffnungsschritten sollten vor allem auch
Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klären. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei nötig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie während der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder für sich selber und auch mit Geld
könne man daran nichts ändern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundespräsidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschäftigt hätten. Es sei
für den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden können. Der Bundesrat begrüsse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation. 14
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Parlamentsmandat

Für einige Polemik sorgte eine Rangliste aufgrund der Abwesenheit der Nationalräte,
die von der Internetplattform Politnetz erstellt wurde. Berücksichtigt wurden dabei alle
1'448 Abstimmungsprotokolle seit Legislaturbeginn im Winter 2011 bis zur Wintersession
2012. Die Rangliste wurde angeführt von Peter Spuhler (svp, TG), der bei 44% aller
Abstimmungen fehlte, gefolgt von Christoph Blocher (svp, ZH) mit einer Absenzenquote
von 38% und Hans Grunder (bdp, BE) mit 33%. Im Schnitt lag die Quote bei rund 10%. In
der Folge reichte Yvette Estermann (svp, LU) Ende Berichtjahr eine Motion ein, mit der
sie eine Streichung der Sitzungsgelder bei unentschuldigtem Fehlen an mehr als 30%
der Abstimmungen fordert. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die Internetplattform Politnetz machte nicht nur durch Filmen der Ständeratsdebatten
von sich reden (siehe oben), sondern veröffentlichte seit einiger Zeit auch nach jeder
Session eine Abwesenheitsliste. Eine solche Liste widerspiegelt zwar in keinster Weise
die effektiv geleistete politische Arbeit eines Ratsmitglieds, die Rangierung der
Ratsmitglieder nach Anzahl unentschuldigter Absenzen wird aber von Medien in der
Regel sehr dankbar aufgenommen. Politnetz stellte fest, dass amtsältere Ratsmitglieder
und Männer häufiger unentschuldigt fernbleiben als Frauen und Mandatsträger, die
noch nicht lange im Parlament tätig sind. Eine Motion Estermann (svp, LU), die bei
unentschuldigter Absenz an mehr als 30% aller Abstimmungen die Streichung der
Sitzungsgelder gefordert hätte, wurde im Berichtjahr diskussionslos abgelehnt. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.03.2013
MARC BÜHLMANN

Eine erneute Diskussion über die Offenlegung aller Interessenbindungen von
Parlamentsmitgliedern erachte die Mehrheit der SPK-NR als nicht nötig, habe man
doch erst vor zwei Jahren verschiedene Anpassungen am Parlamentsgesetz
vorgenommen und dort auch die Offenlegungspflichten geregelt, fasste Mathias Jauslin
(fdp, AG) die Position der Kommission in der Herbstsession 2020 zusammen. Die
Forderungen der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS) seien dort zumindest
teilweise schon erfüllt worden: die Auflistung der beruflichen Tätigkeit mit Funktion
und Arbeitgeber, die Deklaration von Beratungs- und Expertentätigkeiten für den Bund
und für Interessengruppen, die Nennung von Tätigkeiten im Bereich von Führungs- und
Aufsichtsaufgaben, die Offenlegung der Mitwirkung in Kommissionen und Organen des
Bundes sowie die Angabe, ob eine Tätigkeit bezahlt oder ehrenamtlich ist. Eine
Offenlegung der Finanzen, wie sie der Vorstoss Reynard jetzt verlange, sei schon damals
nicht mehrheitsfähig gewesen. Das Milizsystem würde mit solchen Forderungen
«torpediert». Nur in einem Berufsparlament, das vollständig staatlich finanziert sei, sei
es sinnvoll, «jeden zusätzlich verdienten Franken zu deklarieren». Der Europarat könne
zudem nicht als Vorbild dienen – Reynard hatte in der Begründung seines Vorstosses
sowie in seinem Plädoyer darauf verwiesen, dass diejenigen Parlamentsmitglieder, die
gleichzeitig Mitglied des Europarats sind, die von seiner Initiative vorgesehenen Regeln
bereits umsetzen würden –, seien doch dort «massive Korruptionsfälle» Auslöser für
die strengen Offenlegungspflichten gewesen. In der Schweiz funktionierten die
geltenden Regelungen gut und das System der Freiwilligkeit genüge – so Jauslin
abschliessend. Die Bitte von Ada Marra (sp, VD), die die Kommissionsminderheit vertrat
und darauf hinwies, dass Mathias Reynard am heutigen Tag Geburtstag habe und man
ihm mit der Annahme der Initiative ein Geschenk machen könne, verhallte bei der
Mehrheit der Volksvertreterinnen und -vertreter ungehört. Mit 113 zu 67 Stimmen (9
Enthaltungen) wurde das Anliegen versenkt. Nur die SP- und die GP-Fraktion,
unterstützt von Lukas Reimann (svp, SG) und Yvette Estermann (svp, LU), hätten sich
mehr Transparenz im Sinne der Vorlage gewünscht. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Parlamentsorganisation

Man sei bereits daran, eine Vorlage auszuarbeiten, die eine ähnliche Stossrichtung
verfolge wie die Motion Estermann (svp, LU), mit welcher die Einschränkung von
Lobbyismus im Bundeshaus gefordert wird, gab das Büro-NR als Begründung für seine
Ablehnung zum Vorstoss der Luzerner Nationalrätin zu bedenken. Auf der Basis der
parlamentarischen Initiativen Berberat (sp, NE; Pa.Iv. 15.438) und Caroni (fdp, AR; Pa.Iv.
15.433) arbeite das Büro-NR eine Vorlage aus, die 2018 dem Rat vorgelegt werden soll
und mit der das Anliegen Estermann – die Beschränkung der dauerhaften
Zutrittsrechte über eine Parlamentarierin oder einen Parlamentarier auf einen
persönlichen Mitarbeitenden oder ein Familienmitglied – ebenfalls behandelt werde.
Statt eine Motion zu überweisen, scheine es dem Büro zweckmässiger, das Anliegen im
Rahmen dieser Vorlage zu besprechen. 
Der Bundesrat hatte sich noch nicht zur Motion geäussert, die Argumentation des Büros
schien im Rat aber zu verfangen. Lediglich zwölf Stimmen – zehn aus der SVP- und zwei
aus der FDP-Fraktion – sprachen sich für Annahme der Motion aus. Dagegen hielten 172
Nein-Stimmen. 18

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARC BÜHLMANN

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser – noch einmal
geleitet von der Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) – zur Wahl des
Nationalratspräsidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizepräsidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemäss als Präsidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungültig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Präsidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewählt. 
Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgängerin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), die die
Repräsentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe – mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der Einführung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemühungen ihrer Ratskollegin weiterzuführen. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der grössten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzera!
Viva la Svizra!» erntete die neue Präsidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizepräsidenten überleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn für die Schweizer Jugend sein, über sich selbst hinauszuwachsen.    
Zum ersten Vizepräsidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewählt. Für
dieses Amt wäre eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Bündner,
der im November 2018 zum ersten Vizepräsidenten gekürt worden war, war allerdings
bei den eidgenössischen Wahlen nicht wiedergewählt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat für das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds. 
In der Folge wurde Irène Kälin (gp, AG) zur zweiten Vizepräsidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren ungültig. Andere Personen erhielten 57
Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dürfte – neben der Parteizugehörigkeit der neuen
zweiten Vizepräsidentin – auch damit zusammenhängen, dass Kälin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kälin war von der Fraktion der grünen Partei Ende November 2019
nominiert worden. 
Die vier Stimmenzählenden und die vier Ersatzstimmenzählenden wurden in globo
gewählt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositäten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewählt. Zu Stimmenzählerinnen
und -zählern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Büchel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewählt. Die vier sind damit Mitglieder des Büro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenüber, mit der Präsidentin im Rücken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzählerinnen und -zähler, die aber nicht Mitglieder des Büros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). 19
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Indem sie auf eine Studie der Uni Freiburg zum Thema Wahlbeteiligung verwies, die
einen positiven Effekt „klar beweise“, forderte Yvette Estermann (svp, LU), dass das
Porto auf Abstimmungscouverts vollumfänglich von der Post übernommen werde. Die
in der politikwissenschaftlichen Zeitschrift „Electoral Studies“ erschienene
Untersuchung zeigte auf der Basis einer Untersuchung der Partizipation bei nationalen
Abstimmungen in Berner Gemeinden, dass die Stimmbeteiligung in jenen Gemeinden
höher ist, in denen die Versandkosten für die briefliche Stimmabgabe von der
Gemeinde getragen werden. Der Effekt des Gratis-Portos wurde auf rund 2 Prozent
geschätzt. Estermann beantragte mittels Motion, dass die Post als bundeseigener
Betrieb die Versandkosten von momentan 85 Rappen übernehmen muss, damit die
Stimmbeteiligung erhöht werde. 
In seiner ablehnenden Antwort machte der Bundesrat geltend, dass die Durchführung
von Abstimmungen Sache der Kantone sei. Es gebe in der Tat Kantone (AG, AI, BS, GE,
GL, OW, SG, ZG, ZH), welche die Versandkosten übernähmen. Zudem hätten in den
anderen Kantonen einzelne Gemeinden beschlossen, die entsprechende Finanzierung
ohne Bundesinterventionen zu regeln. Dies sei nicht nur sachlich richtig, sondern auch
deshalb angezeigt, weil häufig ja nicht nur eidgenössische, sondern auch kantonale und
kommunale Abstimmungen gleichzeitig stattfänden, bei denen die Versandkosten dann
anteilmässig von Kantonen und Gemeinden und nicht nur vom Bund alleine getragen
werden müssten. Die Regierung wolle die Kantone gerne auf die entsprechende Studie
aufmerksam machen, darüber hinaus würde sie aber im Moment dem Ausbau von E-
Voting den Vorzug geben. Dies sei im Hinblick auf einen Abbau von Hürden bei
Abstimmungen nachhaltiger.  
Die nationalrätliche Debatte zur Motion entwickelte sich zu einem eigentlichen Ping-
Pong zwischen Bundeskanzler Thurnherr und verschiedenen Rednerinnen und
Rednern. Während der Bundeskanzler die Position des Bundesrates mit den
Argumenten verteidigte, dass Abstimmungsbeteiligung auch etwas kosten dürfe, man
das Couvert auch ohne Briefmarke einfach in den Gemeindebriefkasten werfen könne
und die Kosten zumutbar seien, gab den Votanten von links und rechts die fehlende
Rechtsgleichheit zwischen den Kantonen, die im Vergleich zu den Millionen, die man in
E-Voting investiere, relativ geringen Kosten oder die Möglichkeit einer gerechten
Kostenverteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden zu denken. Dem
Bundeskanzler, der davor warnte, dass irgendwann sicher auch noch verlangt werde,
dass jemand das Stimmmaterial bei Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern zu Hause
abhole, wurde eine „herablassende Behandlung der Motion“ (Balthasar Glättli (gp, ZH))
vorgeworfen. Dank der geschlossenen Grünen Fraktion, der praktisch geschlossenen
SVP-Fraktion und einer grossen Mehrheit der SP-Fraktion wurde die Motion mit 109 Ja
zu 73 Nein-Stimmen bei acht Enthaltungen schliesslich angenommen. 20

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN

Mit 6 zu 5 Stimmen empfahl die SPK-SR Mitte Mai die Motion Estermann (svp, LU) zur
Ablehnung. Die Frage, ob der Bund für das Porto auf Abstimmungscouverts aufkommen
müsse oder nicht, ziele auf eine Detailfrage, die in den Zuständigkeitsbereich der
Kantone falle. Der Bund dürfe nur die generellen Rahmenbedingungen vorgeben, nicht
aber solche Kostendetails. Zudem fänden häufig zeitgleich Abstimmungen auf den
verschiedenen föderalen Stufen statt und es sei kaum möglich, speziell nur die Kosten
für nationale Urnengänge zu bestimmen. Man dürfe zudem nicht von der Post
verlangen, wirtschaftlich zu agieren, und ihr gleichzeitig die Versandkosten für die
briefliche Stimmabgabe aufhalsen. Während die Kommissionsmehrheit das Drittel an
Kantonen als Vorbild lobte, das bei der brieflichen Stimmabgabe bereits Portofreiheit
eingeführt habe, monierte die Kommissionsminderheit, dass hier eine Chance verpasst
werde, administrative Hürden abzubauen, um eine höhere Stimmbeteiligung zu fördern.
Zudem müssten die Kosten ja nicht der Post übertragen werden, sondern der Bund
könne sich anteilmässig beteiligen. 
In der recht lebhaften ständerätlichen Debatte wurde betont, dass es hier nicht primär
darum gehe, Massnahmen für eine höhere Stimmbeteiligung zu finden. Alle würden dies
wohl eine gute Sache finden, betonte Kommissionssprecherin Pascale Bruderer Wyss
(sp, AG). Es gehe vielmehr darum, sich zu fragen, ob der Bund oder die Post die Kosten
tragen müssten. Bundeskanzler Walter Thurnherr betonte, dass den Stimmbürgerinnen
und Stimmbürgern eine Reihe von alternativen Möglichkeiten für Wahl- und
Stimmbeteiligung offen stünden. Die wohl bequemste sei tatsächlich jene via die
Infrastruktur der Post. Aber dieser komfortable Weg verursache halt auch Kosten von
85 Rappen. Die Stimmen gegen den im Nationalrat noch überwiesenen Vorstoss
schienen letztlich zu verfangen: In Anbetracht der knappen Kommissionsmehrheit
versenkte der Ständerat die Motion mit 29 zu 10 Stimmen relativ deutlich. 21
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Luzern buhlten anlässlich der Ständeratswahlen sieben Kandidierende um
die zwei Sitze. Mit dem Rücktritt von Georges Theiler war klar, dass mindestens eines
der Mandate neu besetzt werden würde. Dem Bisherigen CVP-Ständerat Konrad Graber
hingegen wurde eine komfortable Verteidigung seines Sitzes vorausgesagt. Die FDP
versuchte mit dem erst 31-jährigen Damian Müller die Ständeratsvertretung in den
eigenen Reihen zu behalten. Bei der SVP war im Vorfeld über eine Reihe von möglichen
Anwärtern spekuliert worden. Nach diversen Absagen präsentierte die Partei
schliesslich die – nicht unumstrittene – Nationalrätin Yvette Estermann als Kandidatin.
Auf Seiten der SP hoffte man, mit der erfahrenen Konsumentenschützerin Prisca
Birrer-Heimo die bürgerliche Phalanx durchbrechen zu können. Auch die Grünen und
die Grünliberalen schickten mit Louis Schelbert und Roland Fischer amtierende
Nationalräte ins Rennen. Ergänzt wurde das Kandidatenfeld durch den parteilosen
Rudolf Schweizer.
Dass der äusserst breite Kandidatenreigen in einem zweiten Wahlgang enden würde,
war zum Vornherein abzusehen. Einzig dem CVP-Amtsinhaber Konrad Graber wurde
angesichts der Ausgangslage eine Wahl im ersten Durchgang zugetraut. Trotz oder
gerade wegen der vielen Kandidierenden verlief der Wahlkampf nach Bekanntwerden
der jeweiligen Kandidaturen relativ unspektakulär. Dem FDP-Kandidaten Müller wurde
eine schwieriges Unterfangen prophezeit, da die Konkurrenz sowohl breit als auch
national bekannt war. Birrer-Heimo und Estermann konnten laut medialen Prognosen
auf ein gutes Resultat hoffen, obwohl ein eigentlicher Wahlerfolg der Polkandidatinnen
im Kanton Luzern doch eher überraschend gewesen wäre.

Der erste Wahlgang brachte noch keine Teilentscheidung, da keiner der Kandidierenden
das absolute Mehr von 66‘278 Stimmen erreichte. Nur knapp verpasste dieses der
bisherige Ständerat Konrad Graber mit 64‘577 Stimmen. Auf ihn folgte der FDP-
Kandidat Damian Müller mit 54‘922 Stimmen und erstaunlich grossem Abstand auf die
restliche Konkurrenz. Dicht beieinander lagen Prisca Birrer-Heimo (37‘241 Stimmen)
und Yvette Estermann (37‘015 Stimmen). Es folgten Louis Schelbert mit 26‘073 Stimmen,
Roland Fischer mit 8‘634 Stimmen und Rudolf Schweizer mit 2‘823 Stimmen. Für den
zweiten Wahlgang zog sich auf linker Seite der Grüne Louis Schelbert zugunsten der SP-
Kandidatin Birrer-Heimo zurück. Auch die beiden letztplatzierten Roland Fischer und
Rudolf Schweizer traten nicht mehr an. Die Ausgangslage für den zweiten Wahlgang
hatte sich somit nur geringfügig geändert. Wäre Konrad Graber im ersten Anlauf gewählt
worden, hätte der zweite Durchgang durchaus für gewisse Spannung sorgen können. So
aber konnte kaum mit einem Überraschungsergebnis einer der beiden weiblichen
Anwärterinnen gerechnet werden, schon nur aufgrund des soliden Vorsprungs der
beiden bürgerlichen Kronfavoriten . 

Mit einem dem ersten Wahlgang sehr ähnelnden Resultat bestätigten sich am 15.
November diese Annahmen: Konrad Graber (66‘893 Stimmen) und Damian Müller
(51‘550 Stimmen) schafften die Wahl problemlos. Die FDP konnte damit die Mission
Sitzverteidigung erfolgreich abschliessen. Prisca Birrer-Heimo (34‘330 Stimmen)
glückte ein ansehnliches Resultat, mit welchem sie die SVP-Frau Yvette Estermann (27‘
480 Stimmen) deutlicher als noch bei der ersten Runde distanzierte. Der parteilose
Rudolf Schweizer (2‘823 Stimmen) blieb erneut chancenlos. Die Luzerner
Stimmbevölkerung bestätigte somit die traditionelle CVP-FDP Delegation im Stöckli. 22

WAHLEN
DATUM: 15.11.2015
ANDREA DENZ

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Luzern waren neu nur noch neun Sitze zu
vergeben. Aufgrund seines geringeren Bevölkerungswachstums verlor der Kanton im
Vergleich zur vergangenen Legislatur einen Sitz. Trotzdem bewarben sich 252
Kandidaten auf 33 Listen für einen der verbliebenen Sitze, beides Rekordwerte. Die
CVP (8) und die SVP (7) traten mit besonders vielen Listen an. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 42.9 Prozent. 

Bei den eidgenössischen Wahlen 2015 war die SVP als klare Siegerin hervorgegangen. Sie
hatte ihren Wähleranteil gesteigert, die CVP überholt und ihren dritten Sitz
zurückerobert. Auch die CVP hatte drei Sitze geholt, die FDP zwei, die SP und die
Grünen je einen. 
Aufgrund des verlorenen Mandates vor den Wahlen 2019 beschränkten sich die meisten
Parteien auf das Verteidigen ihrer Sitze. Für Spannung sorgte der Umstand, dass alle
Bisherigen erneut kandidierten. Es war deshalb schon vor dem Abstimmungssonntag
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klar, dass mindestens jemand aus der aktuellen Luzerner Nationalratsdelegation für die
kommende Legislatur nicht mehr in der Grossen Kammer sitzen würde. Aufgrund ihrer
Verluste bei den kantonalen Wahlen im März 2019 besonders gefährdet schienen die
SVP und die CVP. Die SVP hätte sich eine Listenverbindung mit der CVP oder der FDP
«vorstellen können». Doch eine derartige Verbindung kam nicht zustande. So musste
die SVP auf die Bekanntheit ihrer drei bisherigen Nationalräte, Yvette Estermann, Felix
Müri und Franz Grüter (gleichzeitig Ständeratskandidat) setzen – und auf die
Unterstützung ihrer sechs Unterlisten. Statt mit der SVP gingen die ehemaligen
Erzrivalen CVP und FDP zum zweiten Mal nach 2015 gemeinsam eine Listenverbindung
ein und spannten auch vielerorts im Wahlkampf zusammen. Dieses Bündnis wurde
jedoch arg strapaziert, als die CVP in einer umstrittenen CVP-Online Kampagne auch
verschiedene Luzerner FDP-Kandidaten kritisierte. Nachdem sich die kantonale FDP bei
der CVP beschwerte, wurden alle Einträge über die Luzerner FDP-Kandidaten entfernt.
Die betroffenen Kandidaten sahen von einer Klage ab und die Parteien nahmen den
gemeinsamen Wahlkampf wieder auf. Die GLP setzte sich die Rückgewinnung des 2015
an die SVP verlorenen Sitzes von Roland Fischer zum Ziel. Dafür ging sie wie schon vor
vier Jahren eine im nationalen Vergleich eher ungewöhnliche Listenverbindung mit den
Grünen und der SP ein. Die SP, rund um den kantonalen Parteipräsident David Roth,
hegte derweil leise Ambitionen auf einen zweiten Sitz. Die BDP trat dieses Jahr in
Luzern nicht zu den Nationalratswahlen an. Die Partei begründete den Verzicht mit den
geringen Chancen auf einen Sitzgewinn und ihren Fokus auf die Kommunalwahlen im
März 2020. 

Am Wahlsonntag verbuchte die CVP einen unerwarteten Erfolg. Dank einer leichten
Zunahme ihres Wähleranteils (+1.6 Prozentpunkte auf 25.5%) überholte sie die SVP und
wurde neu wieder stärkste Kraft im Kanton. Entgegen der Prognosen konnte sie damit
alle ihre drei Sitze halten. Gewählt wurden Ida Glanzmann-Hunkeler, Andrea Gmür und
Leo Müller. Aufgrund der erfolgreichen Ständeratskandidatur von Andrea Gmür,
verzichtete diese auf ihr Nationalratsmandat und Priska Wismer-Felder rutschte für sie
nach. Einen etwas weniger überraschenden Erfolg feierten die Mitte-Links-Parteien.
Ihre Listenverbindung gewann einen dritten Sitz, welchen die GLP für sich
beanspruchen konnte. Damit zog Roland Fischer zum zweiten Mal nach 2011 in den
Nationalrat ein. Die beiden Bisherigen Michael Töngi (Grüne) und Prisca Birrer-Heimo
(sp) wurden beide wiedergewählt. Das grösste Wähleranteilwachstum verzeichneten die
Grünen, die mit neu 12.2 Prozent (+5.1 Prozentpunkte) nur noch knapp hinter der SP
lagen (13.5%). Grosse Enttäuschung verbreitete sich hingegen bei der FDP, denn die
Listenpartnerin der CVP verlor überraschend ihren zweiten Sitz. Während Albert Vitali
den erneuten Einzug in den Nationalrat schaffte, musste Peter Schilliger seine Abwahl
verdauen. Auch die SVP verlor, neben ihrer Vorherrschaft im Kanton (-3.8
Prozentpunkte auf 24.7%), einen Sitz. Bei ihr traf es Felix Müri, während Franz Grüter –
mit dem besten Ergebnis aller Kandidierenden – und Yvette Estermann die Wiederwahl
schafften. Die Zusammensetzung der Luzerner Nationalratsdelegation lautete somit
neu: 3 CVP, 2 SVP, 1 FDP, 1 SP, 1 GPS und 1 GLP. Die Stimmbeteiligung fiel zwar im
Vergleich zu 2015 (-2.5 Prozentpunkte), lag mit 48.4 Prozent aber dennoch über dem
nationalen Durchschnitt. 23

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le 13 décembre 2013, le Conseil fédéral a soumis au parlement un projet d’arrêté
fédéral concernant l'approbation et la mise en œuvre de l’accord de coopération entre
la Suisse et l’Union européenne des programmes européens de navigation par satellite
Galileo et Egnos. Cinq jours plus tard, l'accord a été signé à Bruxelles à titre provisoire
jusqu'à son entré en vigueur. Galileo est un système de navigation par satellite qui se
compose de 30 satellites et stations terrestres spécifiques, EGNOS quand à lui est un
système régional qui améliore la précision et la fiabilité des signaux émis par des
systèmes de navigation mondiaux. Ces deux systèmes ont été lancés conjointement par
l'UE et l'Agence spatiale européenne (ESA) au milieu des années 90 en tant
qu'alternative au GPS américain. Le système de positionnement par satellites (GNSS
Global Navigation Satellite System) est géré depuis l'année 2008 par l'UE et la Suisse
participe aux programmes GNSS européens depuis 2009. L'accord entre la Suisse et
l'Union européenne met en place les règles de cette participation et il permet à la
Suisse d'accéder à tous les signaux. Pour sa part, la Suisse s'engage à participer aux
coûts annuels à hauteur d'environ 34 millions de francs.
La CPE-CE s'est prononcé à l'unanimité en faveur du projet du Conseil fédéral dont elle
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a uniquement modifié l'article 2 concernant la loi sur le contrôle des biens (LCB). Le
Conseil des États a accepté à l'unanimité le projet légèrement modifié lors de la session
d'été 2014. Lors de la session d'automne, le Conseil national a également approuvé la
ratification de l'accord de coopération entre la Suisse et l'UE par 159 voix contre 21.
Estermann (udc, LU) a fait mention de l'opposition de son parti à ce projet, expliquant
que le système GPS américain suffisait et qu'elle ne voyait pas l'intérêt à dépenser 34
millions pour un système ayant accumulé les pannes ses dernières années.
L'arrêté a définitivement été adopté par les deux chambres lors du vote finale le 26
septembre. 24

Le 28 mai, le Conseil fédéral a transmis au Parlement le message portant sur
l'approbation d'un crédit-cadre de 45 millions de francs en faveur de la Croatie. Ainsi,
la Croatie qui est membre de l'Union Européenne depuis 2013, bénéficierait du même
soutien que les autres pays de l'Europe de l'Est qui ont adhéré à l'UE depuis 2004.
Cette aide financière a pour but d'aider les pays de l'Est à se développer et à réduire les
disparités économiques et sociales au sein de l'UE élargie. Il s'agit, par ce moyen,
également de renforcer les relations que ces pays entretiennent avec la Suisse. Le sujet
avait été mis de côté après le vote du 9 février, mais le Conseil fédéral a débloqué la
situation fin avril en expliquant qu'il respecterait la libre circulation même sans accord
et en confirmant qu'il verserait les 45 millions prévus.
La CPE-CE a proposé à son conseil d'adhérer au projet, ce qu'a fait le Conseil des Etats
en donnant son feu vert au versement de 45 millions de francs à titre d'aide à la Croatie
lors de la session d'automne 2014 par 39 voix contre 2. Il y a eu opposition de Thomas
Minder (indépendant, SH) qui s'est montré sceptique envers l'approbation du peuple
suisse sur ce versement, surtout après l'acceptation de l'initiative contre l'immigration
de masse. 
Le Conseil national a également approuvé le crédit lors de la session d'hiver par 132 voix
contre 53 et 6 abstentions. L'UDC s'est opposée au versement en proclamant que cette
aide financière était uniquement dans l'intérêt de l'UE et n'apportait aucun avantage à
la Suisse. La demande de l'opposition formée par Büchel (udc, SG), Aebi (udc, BE),
Estermann (udc,LU), Mörgeli (udc, ZH), Reimann (udc, SG) et Stamm (udc, AG)
concernant la suspension de débat, jusqu'à ce que les négociations concernant la mise
en œuvre de l'initiative contre l'immigration de masse aient abouti, a été rejetée par
128 voix contre 54. 
L'aide financière devrait être utilisée à partir de mai 2017 pour financer des projets
concrets visant à améliorer les conditions de vie sur place et à instaurer davantage de
sécurité. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2014
CAROLINE HULLIGER

In der Herbstsession 2019 gelangte das Geschäft zur Genehmigung der Beteiligung an
der Europäischen Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen in den
Nationalrat. Die EU-Lisa ist für den Betrieb und die Weiterentwicklung zahlreicher
zentraler Systeme des Schengenraums verantwortlich. Dazu gehören unter anderem das
SIS, das Visa-Informationssysstem, die Fingerabdruck-Datenbank Eurodac und das Ein-
und Ausreisesystem (EES). Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der Sprecher der APK-NR,
wies darauf hin, dass die Schweiz seit 2012 als Beobachterin der Agentur an sämtlichen
Projekten der EU-Lisa beteiligt sei und das Parlament der EU-Verordnung zur
Errichtung der Agentur bereits zugestimmt habe. Gemäss der vorliegenden
Vereinbarung solle die Schweiz sich zukünftig vollständig daran beteiligen und sich mit
begrenztem Stimmrecht gleichberechtigt mit den EU-Mitgliedsstaaten engagieren
können. Die Beteiligungskosten würden für die Schweiz wie bis anhin CHF 7-8 Mio.
betragen, so Portmann weiter. Eine Kommissionsminderheit Estermann (svp, LU) hatte
einen Nichteintretensantrag gestellt, obwohl man sich, so Estermann, der Vorteile des
Abkommens bewusst sei. Jedoch sei die SVP-Delegation der Meinung, dass man keine
weiteren Zahlungen an die EU leisten solle, solange man von dieser in verschiedener
Hinsicht diskriminiert werde. Dieses Verhalten wurde von den anderen Ratsmitgliedern
nicht goutiert. Walter Müller (fdp, SG) etwa befand das Ablehnen eines nach langer
Verhandlung erarbeiteten Resultats für nicht konstruktiv. Der Rat beschloss mit 132 zu
51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf das Geschäft einzutreten, wobei nur Mitglieder der
SVP-Fraktion dagegen stimmten, und nahm es kurz darauf mit 133 zu 49 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Auch in der Schlussabstimmung drei Tage später fiel das Ergebnis im
Nationalrat mit 138 zu 52 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) eindeutig und im Ständerat gar
einstimmig aus. 26
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Les chambres fédérales ont accepté la motion de la CPE-CN « maintien de l’ambassade
suisse au Guatemala ». Afin de mettre en œuvre les mesures d’économie décidées par
le parlement, l’ambassade de Suisse au Guatemala devait mettre la clé sous la porte.
Cette motion empêchera donc l’ambassade de fermer définitivement. Le refus du
parlement, notamment des partis de droite, de fermer cette ambassade a été critiqué
par les parlementaires de gauche. Ces derniers ont souligné l’incohérence du
parlement qui d’un côté demande au DFAE des mesures d’économie, mais de l’autre
refuse les mesures préparées par Didier Burkhalter. En réponse à ces critiques, Karin
Keller-Sutter (plr, SG) ou encore Yvette Estermann (udc, LU) ont déclaré que les coupes
devaient être effectuées dans l’aide au développement et non dans les représentations
diplomatiques. 27

MOTION
DATUM: 13.06.2013
EMILIA PASQUIER

Entwicklungspolitik

Der Bundesbeschluss über die Verlängerung und Aufstockung des vierten
Rahmenkredits zur Weiterführung der Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas
und der GUS stand im Nationalrat ebenfalls zur Debatte. Die kleine Kammer hatte
diesem Geschäft bereits im Vorjahr zugestimmt. Die Erhöhung des Kredits um CHF 290
Mio. wurde trotz eines Minderheitsantrags Estermann (svp, LU), welcher sich für eine
Investition des genannten Betrags in die heimische Wirtschaft zur Abfederung der
Frankenstärke aussprach, angenommen. Zudem wurde mit diesem Entscheid der vierte
Rahmenkredit bis Ende 2012 verlängert. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2011
ANITA KÄPPELI

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

In der Herbstsession 2020 verstrich die zweijährige Behandlungsfrist einer Motion
Estermann (svp, LU) betreffend die Zulassung von Leuchtmitteln in der Schweiz. Die
Luzerner SVP-Nationalrätin plädierte in ihrer Begründung dafür, den Konsumentinnen
und Konsumenten die Wahlfreiheit beim Leuchtmittelkauf zu gewähren. Die neuen
quecksilberhaltigen Sparlampen und die LED-Technologien mit hohem Blaulichtanteil
könnten negative gesundheitliche Langzeitwirkungen zur Folge haben. Die klassischen
und unbedenklichen Halogen- und Glühlampen sollten deshalb wieder zum Verkauf
zugelassen werden. Der Bundesrat argumentierte in seiner ablehnenden Haltung, dass
mit solchen Gerätevorschriften der Stromverbrauch gemäss dem EnG gesenkt werden
könne. Die Massnahme sei zudem mit EU-Recht inhaltlich abgeglichen, um
Handelshemmnisse und damit Kosten für Hersteller, Händler und Konsumenten zu
senken. Bezüglich den gesundheitlichen Bedenken sehe der Bundesrat gemäss
aktuellem Wissensstand keine Gefahr, sofern die handelsüblichen LED-Lampen
sachkundig verwendet würden. Ein entsprechendes Faktenblatt sei beim BAG
erhältlich. Mit Ablauf der Behandlungsfrist wurde die Motion im Herbst 2020
unbehandelt abgeschrieben. 29

MOTION
DATUM: 25.09.2020
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit
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Löhne

Le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a publié le 3 mai un rapport sur les mesures
d’accompagnement à la libre circulation des personnes. Ce rapport a établi que 38%
des entreprises étrangères contrôlées ayant détaché des travailleurs en Suisses n’ont
pas respecté les salaires minimaux fixés par les conventions collectives de travail (CCT).
Le bâtiment, les métiers liés à la sécurité, le nettoyage et le jardinage étaient les
domaines les plus touchés. Dans la foulée de ce rapport, le Conseil fédéral a décidé de
renforcer la lutte contre les abus liés à la libre circulation des personnes. Le 6 juillet, il a
chargé le Département fédéral de l’économie (DFE) d’élaborer un projet de loi
permettant de combler les lacunes légales concernant l'exécution des mesures
d'accompagnement. Il a notamment été question d’élargir les possibilités de sanction
face aux abus des contrats types de travail ou des conventions collectives ainsi que de
lutter contre le phénomène des « faux indépendants ». Certaines entreprises
étrangères font travailler leurs employés en Suisse sous le statut d'indépendants alors
que ces personnes sont salariées. De cette manière, ces entreprises échappent aux
conditions salariales minimales imposées. Lors d’une session extraordinaire sur la
situation économique et sociale de la population qui a eu lieu dans le cadre de la
session d’automne, le Conseil national a adopté quatre motions destinées à combattre
le recours à ces indépendants fictifs. La motion Hiltpold (plr, GE) a eu pour but de
charger le Conseil fédéral d'apporter des précisions sur le statut des indépendants et
notamment sur les contrôles à effectuer pour déceler les faux indépendants. La motion
Lustenberger (pdc, LU) a exigé que le Conseil fédéral prenne en considération le renvoi
rapide des fautifs, des sanctions plus sévères l’obligation de fournir des documents
attestant le statut d’indépendant. La motion Moret (plr, VD) a réclamé l’introduction
d’une caution d’un montant important afin de lutter contre les faux indépendants. La
motion Estermann (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral de combattre ce problème
sans dépenses supplémentaires notables. Dans le même contexte, le Conseil national a
par ailleurs accepté une motion Pelli (plr, TI) visant à sanctionner le non-respect des
salaires minimaux prévus par les conventions collectives de travail (CCT). Le Conseil des
Etats ne s’est pas prononcé sur ces quatre interventions parlementaires en 2011. 30

BERICHT
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Seit Ende 2010 war die Revision des Epidemiengesetzes (EpG) hängig. Nach der
Lungenkrankheit SARS im Jahr 2003 und den H1N1-Grippewellen im Jahr 2009 befand
der Bundesrat eine Anpassung des Gesetzes für notwendig, um Epidemien schneller zu
erkennen, besser zu überwachen und effizienter zu bekämpfen, sowie um
übertragbaren Krankheiten besser vorzubeugen. Unter Federführung des Bundesamts
für Gesundheit waren nationale Programme, darunter ein Impfprogramm, erarbeitet
worden. Darüber hinaus wurde vorgesehen, dass Massnahmen zur Erhöhung des
Gesundheitsschutzes (wie Quarantäne, Veranstaltungsverbot usw.) beschlossen werden
können, und dass die Zusammenarbeit mit dem Ausland besser auf die internationalen
Gesundheitsvorschriften abgestimmt werden soll. Ferner stellte der Bundesrat fest,
dass das geltende Epidemiengesetz aus fachlicher und rechtlicher Sicht den
veränderten Anforderungen nicht mehr gerecht wurde. Im Gesetz fehlten etwa
Bestimmungen zur Vorbereitung auf neue Bedrohungen, zudem seien die
Bestimmungen zur Bewältigung einer gesundheitlichen Notlage insgesamt lückenhaft
und zu unspezifisch. Im Nationalrat war Eintreten unbestritten. In der Detailberatung
Anfang Jahr wurden gleichwohl etliche Bestimmungen besprochen und mit
Minderheitsanträgen bekämpft. Wichtigster Kontrapunkt war die Frage um einen
möglichen Impfzwang. Der Gesetzesentwurf sah vor, dass der Bund in besonderen
Situationen Impfungen für gefährdete oder exponierte Personen wie z.B.
Pflegepersonal anordnen kann. Eine Kommissionsminderheit um Nationalrätin
Estermann (svp, LU) bekämpfte diesen Passus mit der Begründung, dass dies ein
erheblicher Eingriff in die persönliche Freiheit sei. Dieser Argumentation schlossen
sich zahlreiche Gegner an. Gegenteilig sprachen sich die Befürworter aus, welche die
öffentliche Gesundheit höher gewichteten. Sie sahen im entsprechenden
Gesetzesartikel zudem eher eine Pflicht denn einen Zwang: Niemand würde gegen
seinen Willen zwangsgeimpft. Eine Relativierung oder Streichung der Impfpflicht wurde
schliesslich abgewiesen. Ein weiterer Minderheitsantrag Baettig (svp, JU) konnte
hingegen dank eines Schulterschlusses zwischen SVP und SP durchgebracht werden:
Kantone dürfen Impfungen nicht mehr wie bis anhin anordnen, sondern nur noch
vorschlagen und empfehlen. Eine weitere Änderung des bundesrätlichen Entwurfs
wurde durch eine Minderheit Stahl (svp, ZH) erfolgreich vorgenommen. Der Bund muss
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sich demnach an den Kosten für angeordnete Massnahmen im internationalen
Personenverkehr, vollzogen durch Transportunternehmen, beteiligen. In der
Gesamtabstimmung wurde die Gesetzesvorlage mit 154 zu 4 Stimmen angenommen.
Eintreten war auch im Ständerat unbestritten. Auch in der kleinen Kammer war das
Impfobligatorium Gegenstand von Diskussionen. Eine Kommissionsminderheit Maury
Pasquier (sp, GE) wollte den kritischen Passus streichen, was jedoch auch in diesem
Ratsplenum mit 9 zu 20 Stimmen scheiterte. Entgegen dem Nationalrat wurde jedoch
ein mögliches Impfobligatorium, welches von den Kantonen verfügt werden konnte, mit
17 zu 11 Stimmen angenommen. Dies sei jedoch ebenfalls nicht als Zwang zu verstehen,
gab Kommissionssprecherin Egerszegi (fdp, AG) in der Debatte an. Überdies sei diese
Anordnung nur in besonderen, ausserordentlichen Lagen möglich. Weitere Differenzen
zum Erstrat ergaben sich in einer Bestimmung über die Zusammensetzung der
Eidgenössischen Kommission für Impffragen und bei der Frage nach der
Kostenbeteiligung des Bundes, wie sie vom Nationalrat beschlossen worden war.
Hierbei folgte der Ständerat dem Entwurf des Bundesrates. In der Gesamtabstimmung
wurde Mitte Jahr die Vorlage mit 29 zu 2 Stimmen ebenfalls deutlich angenommen. In
der Herbstsession folgte eine erste Sitzung zur Differenzbereinigung im Nationalrat,
wobei zwei Bestimmungen umstritten blieben. Dem vom Ständerat eingebrachten,
durch die Kantone durchsetzbaren Impfobligatorium folgte der Nationalrat mit 88 zu 79
Stimmen. Bei der Frage der Kostenbeteiligung an Transportunternehmen hielt der
Nationalrat hingegen mit 89 zu 82 Stimmen an seiner Haltung fest. In der nach wie vor
bestehenden Differenz zur Entschädigungsfrage wurde im Ständerat ein
Kompromissantrag vorgeschlagen, wonach ausserordentliche Auslagen übernommen
werden, falls diese für die betroffenen Unternehmen zu einer unzumutbaren Belastung
führen würden. Diesem schloss sich der Nationalrat an. In den Schlussabstimmungen
wurde das EpG Ende September mit 149 zu 14 Stimmen im Nationalrat (25 Enthaltungen)
und mit 40 zu 2 Stimmen im Ständerat (3 Enthaltungen) deutlich angenommen. 31

Die Revision des Epidemiengesetzes blieb 2013 auch nach der im Vorjahr
abgeschlossenen parlamentarischen Beratung aktuell. Die nach mehrmaligem Hin und
Her zwischen den beiden Kammern beschlossene Fassung des Gesetzes sah unter
anderem ein Impfobligatorium vor, welches unter gewissen Umständen Impfungen für
bestimmte Personengruppen vorsah. Diese Bestimmung sorgte für Unmut. Kurz nach
der Verabschiedung der Gesetzesvorlage durch das Parlament gaben mehrere Seiten
das Ergreifen des Referendums bekannt. Am 17. Januar reichten die Gegner der Vorlage
rund 80 000 Unterschriften ein und übertrafen damit das erforderliche Quorum bei
Weitem. Mehrere Gruppierungen (Junge SVP, Bürger für Bürger, EDU, Komitee wahre
Demokratie, Human Life International, Jugend und Familie, das Netzwerk
Impfentscheid) hatten sich an der Unterschriftensammlung beteiligt, jedoch ohne
überparteilichen Zusammenschluss. Auch links-grüne Politiker standen dem Gesetz
kritisch gegenüber, wollten aber nicht mit rechts-bürgerlichen oder christlich-
konservativen Kreisen kooperieren. Eine Art Federführung übernahm das „Netzwerk
Impfentscheid“ um den Naturheilpraktiker Daniel Trappitsch, welcher bereits
erfolgreich gegen das Tierseuchengesetz gekämpft hatte. Als namhafte Unterstützer
waren die Nationalräte Büchler (cvp, SG), Estermann (svp, LU), Freysinger (svp, VS),
Kessler (glp, SG) und Schwander (svp, SZ) im Komitee dabei. Die verschiedenen
Gruppierungen, welche sich gegen das Gesetz formiert hatten, führten je eigene
Gründe gegen die Vorlage an. Einige, in erster Linie christliche Kreise, warnten vor einer
«Frühsexualisierung»: Sie verdächtigten den Bund, mit der Gesetzesänderung die Aids-
Prävention und obligatorische Sexualerziehung bereits im Kindergarten forcieren zu
wollen. Andere, wie zum Beispiel der damalige Vizepräsident der Jungen SVP Schweiz,
Anian Liebrand, befürchteten eine Machtkonzentration beim Bund. Tatsächlich würde
dieser mit dem neuen Gesetz mehr Kompetenzen für die Bekämpfung übertragbarer
Krankheiten erhalten. Hauptargument gegen das revidierte Gesetz war aber der
«Impfzwang», wie ihn die Gegner nannten. Sie lehnen Eingriffe in das körpereigene
Immunsystem grundsätzlich ab und befürchteten, dem Staat würde mit dem Gesetz
ermöglicht, Menschen gegen deren Willen zur Impfung zwingen zu können. Der
Gesetzesentwurf sah tatsächlich vor, dass der Bund in besonderen Situationen
Impfungen für gefährdete oder exponierte Personen wie z.B. Pflegepersonal anordnen
kann. Die Streichung dieser Bestimmung war jedoch bereits in der Nationalratsdebatte
2012 debattiert und schlussendlich mit der Begründung abgelehnt worden, es handle
sich hierbei eher um eine Pflicht als einen Zwang. Die öffentliche Gesundheit sei höher
einzustufen als die persönliche Freiheit, zwangsgeimpft würde jedoch niemand.
Dennoch vermochte dieses Argument bei der Volksabstimmung am meisten zu
mobilisieren (siehe unten), auch wenn es sich hierbei nur um einen marginalen Aspekt
der gesamten Epidemiengesetz-Revision handelte. Nach der nach aussen hin
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unscheinbaren Diskussion im Parlament und der deutlichen Verabschiedung mit 149 zu
14 Stimmen im Nationalrat und mit 40 zu 2 im Ständerat sollten die Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger durch das erfolgreich ergriffene Referendum also trotzdem über das
Gesetz befinden.

Noch im September 2013 konnte sich das Volk zum revidierten Epidemiengesetz
äussern. Obschon mehrere Gruppierungen gegen das Gesetz mobilisiert hatten und so
die Abstimmungsempfehlung von Regierung und Parlament bekämpfen wollten, verlief
der Abstimmungskampf eher ruhig. Dies war unter anderem der gleichzeitig
stattfindenden und als wichtiger empfundenen Wehrpflichts-Abstimmung
zuzuschreiben und liess sich auch anhand einer Analyse von Inseraten in Schweizer
Zeitungen erkennen: In den letzten acht Wochen vor Abstimmung fanden sich in über
50 Tages- und Wochenzeitungen lediglich 36 Abstimmungsinserate zum Referendum,
wobei zwei Drittel für eine Annahme des Gesetzes warben. Die grössten
Schlagabtausche ergaben sich rund um die Frage nach dem Impfobligatorium: Gegner
stilisierten dieses zu einem Impfzwang hoch und wurden dabei von den Pressetiteln
unterstützt, indem diese die Revision des Epidemiengesetzes bisweilen auf ein
„Impfgesetz“ reduzierten. Die Befürworter und der Gesundheitsminister Berset gaben
sich Mühe, diese Massnahme zu relativieren und aufzuzeigen, dass niemand gegen
seinen Willen geimpft werden könne. Die Argumentationslinien blieben jedoch
grundsätzlich starr und so wurde auch die Meinungsbildung vom sogenannten
Impfzwang geprägt. Die in zwei Wellen durchgeführten Meinungsumfragen im Vorfeld
der Abstimmung deuteten jedoch früh auf eine mögliche Annahme der Revision. Mitte
August gaben 49% der Befragten an, eher oder bestimmt dafür zu sein, 39% waren eher
oder bestimmt dagegen und 12% waren noch unentschlossen. Auffallend war, dass der
grössere Anteil der Befragten ihre Stimmabsicht nur tendenziell formulierte, also „eher“
dafür oder dagegen zu sein schien. Diese Werte änderten sich nicht bis zur zweiten
Erhebung rund drei Wochen vor der Abstimmung, so dass zwar nach wie vor eine Ja-
Tendenz zu beobachten war, den Gegnern jedoch auch noch gut zwei Wochen für eine
Schlussmobilisierung Zeit blieb. Mit fast 60% Ja-Stimmen wurde das Gesetz an der
Volksabstimmung bei einer Stimmbeteiligung von 46,8% deutlich angenommen. Einzig
in den Innerschweizer Kantonen Schwyz und Uri sowie in den beiden Appenzell sprach
sich eine Mehrheit gegen die Vorlage aus.

Abstimmung vom 22. September 2013

Beteiligung: 46,8%
Ja: 1 395 607 (59,0%) 
Nein: 968 078 (41,0%) 

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SPS, EVP, CSP, GLP, BDP, GPS, Jungfreisinnige, Juso, Junge Grüne; FMH,
Hausärzte Schweiz. 
– Nein: SVP, JSVP, EDU; Schweizerischer Verein für Homöopathie.

Dass die Mehrzahl der Stimmenden ihr Votum erst sehr spät fällte und die
Entschlussfassung schwer fiel, ist auch der VOX-Analyse im Nachgang der Abstimmung
zu entnehmen. Eine starke Polarisierung war indes nicht auszumachen; einzig die SVP-
Sympathisanten lehnten die Vorlage mit rund 55% Nein-Stimmen der Parteiparole
entsprechend ab. Anhänger der FDP, der CVP und der SP hiessen das Gesetz mit
Anteilen zwischen 61 und 74% Ja-Stimmen gut, wiederum in Einklang mit den
Parteiempfehlungen. Besonders wichtig war in dieser Abstimmung das
Regierungsvertrauen: Wer ein hohes Vertrauen in den Bundesrat hatte, folgte in den
meisten Fällen der Abstimmungsempfehlung der Regierung (69% Zustimmung). Der
Gegenstand der Abstimmung war jedoch nicht allen Stimmenden geläufig, glaubte doch
die Mehrheit der Befragten, dass es um die Einführung des Impfzwangs gehe. Allerdings
legten auch jene, die das glaubten, nicht zwangsläufig ein Nein in die Urne.
Gesetzesbefürworterinnen und -befürworter nannten als häufigstes Argument den
nötigen Schutz der Bevölkerung im Falle von Epidemien (21%). Dass die Durchsetzung
von Impfobligatorien durch den Bund in bestimmten Fällen gerechtfertigt sei (20%) und
es einer Neuregelung der Kompetenzordnung im Kampf gegen Epidemien bedürfe (18%)
waren weitere wichtige Argumente für Personen, die an der Urne ein Ja einlegten.
Immerhin 16% der Befürworter gaben die Abstimmungsempfehlung des Bundesrates als
Hilfe für die eigene Entscheidung an. Unter den Gesetzesgegnern war die Angst um
einen vermeintlichen Impfzwang das dominierende Argument in der Meinungsbildung
(von 60% angegeben). Das Gesetz soll nach der Annahme per Anfang 2016 in Kraft
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gesetzt werden. 32

Inmitten der zweiten Welle der Corona-Pandemie begann die Freiheitliche Bewegung
Schweiz (FBS) mit der Unterschriftensammlung für die Initiative «Für Freiheit und
körperliche Unversehrtheit». Die Initiantinnen und Initianten – neben dem
Präsidenten und Vizepräsidenten der FBS gehörten dem Initiativkomitee unter anderem
auch Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) und Komiker Marco Rima an – verlangten,
dass «Eingriffe in die körperliche oder geistige Unversehrtheit einer Person [...] deren
Zustimmung» bedürfen und eine Ablehnung eines solchen Eingriffs keine Bestrafung
oder beruflichen und sozialen Nachteile nach sich ziehen darf. Gemäss Presse lehnt das
Komitee mit seiner Initiative einen Impfzwang ab, über den bei Sammelbeginn anlässlich
der Ankündigung von Pfizer/BioNTech, einen zu 90 Prozent wirksamen Impfstoff gegen
das Corona-Virus entwickelt zu haben, in den Medien diskutiert wurde. Das
Initiativkomitee hat bis zum 1. Juni 2022 Zeit, um 100'000 Unterschriften zu sammeln. 33

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Dezember 2013 reichte Yvette Estermann (svp, LU) eine Motion für eine steuerfreie
AHV ein. AHV-Renten sollten demnach auf Bundesebene vollständig steuerbefreit
werden, wobei den Kantonen und Gemeinden eine Besteuerung weiterhin möglich
bleiben sollte. Sie reiche damit die im Jahr 2010 vom Nationalrat abgelehnte Motion
Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) erneut ein, da sich die Situation der älteren
Bevölkerung laufend verschlechtere. Statt immer mehr Geld dem Ausland zukommen zu
lassen, solle man sich auf die eigenen Bürgerinnen und Bürger konzentrieren, erklärte
sie. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Eine Steuerbefreiung der AHV-
Renten sei nur korrekt, wenn man umgekehrt auch auf einen Steuerabzug der AHV-
Beiträge verzichten würde, erklärte er. Zudem würden die AHV-Beziehenden dadurch
gegenüber den übrigen Steuerzahlenden massiv begünstigt und damit das
verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verletzt. Schliesslich müssten auch die
Mindereinnahmen von CHF 770 Mio. pro Jahr gegenfinanziert werden. Ende 2015 wurde
die Motion unbehandelt abgeschrieben. 34

MOTION
DATUM: 05.12.2013
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprüfung der Volksinitiative «Ja zu
steuerfreien AHV- und IV-Renten» vor. Die Initiative eines Komitees um SVP-
Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) – dessen Mitglieder zuvor bereits die Initiative
«Ja zu mehr Mitbestimmung der Bevölkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung»
eingereicht hatten –, beabsichtigt, AHV- und IV-Renten von Personen mit jährlichem
Einkommen unter CHF 72'000 von den Steuern zu befreien. Mit der Initiative wolle man
der steigenden finanziellen Belastung der Rentnerinnen und Rentner entgegenwirken,
erklärte das Initiativkomitee. Zur Finanzierung, die im Initiativtext nicht geregelt ist,
schlug Estermann im Rahmen einer Medienkonferenz vor, auf die Auszahlung der
Kohäsionsmilliarde zu verzichten. Eine ähnliche Motion Estermann aus dem Jahr 2013
(Mo. 13.4074), die ihrerseits auf einer Motion Kaufmann (svp, ZH; Mo. 08.3726) beruhte,
war unbehandelt abgeschrieben worden. Der Bundesrat hatte seine
Ablehnungsempfehlung damals damit begründet, dass die AHV- und IV-Beziehenden
gegenüber den übrigen Steuerzahlenden nicht bevorteilt werden sollten, eine
Steuerbefreiung der Renten korrekterweise auch eine Besteuerung der AHV-Beiträge
nach sich ziehen müsste und die hohen Kosten – 2014 sprach er von CHF 770 Mio.
jährlich – gegenfinanziert werden müssten. 
Sammelbeginn für die Unterschriften war der 24. September 2019, die Sammelfrist
würde folglich bis zum 24. März 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhängten
Fristenstillstands bei eidgenössischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verlängert. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Krankenversicherung

Im Juni 2019 nahm die Bundeskanzlei die Vorprüfung der Volksinitiative «Ja zu mehr
Mitbestimmung der Bevölkerung bei der Kranken- und Unfallversicherung» vor. Die
Initiative eines Komitees um SVP-Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU) forderte,
dass zukünftig alle Menschen das Recht haben sollen, «Art und Umfang der
Versicherung frei zu bestimmen». Dadurch sollen die Bürgerinnen und Bürger die
Möglichkeit erhalten, zukünftig Leistungen für eine nachhaltige Stärkung der
Gesundheit, Leistungen der Alternativmedizin sowie eine ganzheitliche Pflege und
ursachenbasierte Behandlung wählen zu können, erklärte das Komitee auf seiner
Internetseite. Dies würde gleichzeitig auch Ärztinnen und Ärzte sowie Spitäler vom
«finanziellen, gewinnorientierten Umsatzdruck befreien», erklärte das Initiativkomitee
weiter.
Das Zeitfenster für die Unterschriftensammlung startete am 2. Juli 2019 und würde
folglich bis zum 2. Januar 2021 laufen. Aufgrund des vom Bundesrat verhängten
Fristenstillstand bei eidgenössischen Volksbegehren bis zum 31. Mai 2020 wird diese
Frist entsprechend verlängert. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.07.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Ebenso wie eine Motion Estermann (svp, LU; Mo. 20.3191) erfuhr auch eine Motion von
Siebenthal (svp, BE) mit dem Zweck der weiteren Reduktion von
Schwangerschaftsabbrüchen in der Sondersession im Mai 2022 eine deutliche Abfuhr.
Konkret hatte die Motion des Berner SVP-Nationalrats gefordert, dass Frauen mit
Problemschwangerschaften umfassender über die Risiken einer Abtreibung beraten
werden. Aufgrund der bereits bestehenden Beratungsangebote – namentlich erwähnte
die Regierung die im Protokoll der Schweizerischen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe (SGGG) erwähnten Beratungsmöglichkeiten sowie die bestehenden
kostenlosen Schwangerschaftsberatungsstellen für gesundheitliche und psychosoziale
Belange – sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf und empfahl die Motion zur
Ablehnung. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 143 zu 32 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Zustimmung erfuhr die Motion von einer knappen Mehrheit der SVP-
Fraktion sowie von fünf Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Ebenso stammten die
Enthaltungen aus diesen beiden Fraktionen. Yvette Estermann und Erich von Siebenthal
sind darüber hinaus an zwei im Dezember 2021 lancierten Volksinitiativen beteiligt, die
Einmal-darüber-schlafen-Initiative und die Lebensfähige-Babys-retten-Initiative, die
als Ziel ebenfalls die Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen verfolgen. 37

MOTION
DATUM: 11.05.2011
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein Postulat Ingold (evp, ZH) erbittet einen Bericht, in welchem mögliche Massnahmen
bezüglich der Ausbildungsvoraussetzungen für Imame aufgezeigt werden sollen. Mit
deren Hilfe soll man den Schutz vor islamistischen Missionierungsversuchen angehen
können – zu Gunsten der Förderung des Integrationspotenzials im Umgang mit
muslimischen Jugendlichen. Ingold spricht den Imamen bezüglich der Funktionalität
des interreligiösen Zusammenlebens und in der Verhinderung der Kultivierung von
Parallelgesellschaften eine bedeutende Schlüsselrolle zu. Dies könne aber nicht
sichergestellt werden, wenn erzkonservative Import-Imame – zumeist von ihren
Herkunftsländern finanziert und mit Schweizer Werten und Gepflogenheiten nicht
vertraut – diese Rolle übernehmen. Daher brauche es sowohl theoretische als auch
praktische Lehrgänge für Imame.
Der Vorstoss stand bereits in der Herbstsession 2016 ein erstes Mal zur Diskussion und
wurde vom Bundesrat zur Annahme beantragt. Yvette Estermann (svp, LU) aber
bekämpfte diesen, weshalb die Debatte auf einen späteren Zeitpunkt verschoben
wurde. Auch in der Frühjahrssession 2017, in welcher die Debatte erneut aufgegriffen
wurde, beharrte Estermann auf ihrer Position. Sie argumentierte, dass ein solcher
Bericht nichts bringe, solange die Schweiz bereitwillig Errungenschaften wie ihre
eigenen Gesetze und die Meinungsäusserungsfreiheit zu Gunsten falscher Solidarität
und übertriebener Toleranz aufgebe. Um sich dieser Sache annehmen zu können,

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
MELIKE GÖKCE
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brauche es wieder vermehrt Zutrauen, und dieses habe sie auch: In unsere heutigen
Gesetze, aber auch in nachfolgende Generationen; dass diese vielleicht wieder den Mut
aufbringen werden, ihre Meinung zu äussern und ihrem Gegenüber zu vermitteln, was
sich für unser Land gehöre und was nicht. Die Vorlage wurde schliesslich trotz ihres
Einwandes im Nationalrat zur Abstimmung gebracht und dort mit 90 zu 87 Stimmen bei
zwei Enthaltungen angenommen. 38

Mit Verweis auf die christlich-abendländische Tradition der Schweiz und einer
Reminiszenz auf die drei Eidgenossen – Arnold von Melchtal, Walter Fürst und Werner
Stauffacher – beantragte Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) mittels einer
parlamentarischen Initiative eine dahingehende Änderung des Parlamentsrechts, dass
zur Weihnachtszeit in der Kuppelhalle des Parlamentsgebäudes nebst dem traditionell
zur Wintersession aufgestellten Weihnachtsbaum auch eine Weihnachtskrippe
vorgesehen wird. Es sei denkbar, dass die Krippe im Turnus jeweils von einem Kanton
gestaltet werde und auch dass sich Institutionen aus dem Bereich der Behinderten-
sowie Kinder- und Jugendbetreuung einbringen könnten. 
Das Büro-NR beantragte in der Vorprüfung mit 5 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
kein Folgegeben. Die Mehrheit argumentierte, dass dem Grundsatz der konfessionellen
Neutralität gerade auch an einem solch symbolträchtigen Ort wie dem
Parlamentsgebäude nachzukommen sei. Daher erachte man die bisherige Tradition des
Weihnachtsbaumes als einen guten Mittelweg, ohne auf religiöse Darstellungen
zurückgreifen zu müssen. Die Minderheit Estermann (svp, LU) verwies hingegen auf die
lange Tradition der Weihnachtskrippen in der Schweiz, die zugleich ein wichtiges
Symbol der christlichen Landeswurzeln darstellten und auch an die Geschichte der
Eidgenossenschaft anknüpften. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2020
MELIKE GÖKCE

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Auch das Fraktionsvizepräsidium wurde Ende Januar neu besetzt und auch hier kam es
nicht zu einem Richtungs-, aber doch mindestens teilweise zu einem
Generationenwechsel. Vom Amt zurück traten Jean-François Rime (FR), Hansruedi
Wandfluh (BE) und Bruno Zuppiger (ZH). Bestätigt wurde Yvette Estermann (LU) und
gewählt wurden die vom Parteivorstand vorgeschlagenen Peter Spuhler (TG), Guy
Parmelin (VD) und Natalie Rickli (ZH). Ebenfalls neu im auf fünf Personen ausgeweiteten
Vizepräsidium nahm Alex Kuprecht (SZ) Platz. In der Presse wurde in der Folge
kolportiert, dass eigentlich Kuprecht – als Vertreter des Ständerats – aber nicht Rickli
gewählt, und dass erst nach einigem Hin und Her ein fünfter Platz eingeführt worden
sei, um auch Rickli ins Vizepräsidium aufnehmen zu können. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.02.2012
MARC BÜHLMANN

Aufgrund des Ausscheidens von Peter Spuhler (TG) aus dem Nationalrat und dem
Rücktritt von Natalie Rickli (ZH) als Vizepräsidentin der SVP-Fraktion waren im
Fraktionspräsidium zwei Posten vakant, die Ende Februar wieder besetzt wurden. Zu
neuen Vizepräsidenten wurden die Nationalräte Thomas Aeschi (ZG) und Felix Müri (LU)
bestimmt. Sie vervollständigten damit das im Vorjahr neu gewählte Fraktionspräsidium,
dem auch Adrian Amstutz (BE) als Präsident und die weiteren Vizepräsidenten Guy
Parmelin (VD), Alex Kuprecht (SZ) sowie die Vizepräsidentin Yvette Estermann (LU)
angehören. 41
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